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Eingeschränkte 
Installationsbewilligungen

Die Verordnung über elektrische Niederspannungsinstal-
lationen (NIV; SR 734.27) enthält gemeinsame Bestim-
mungen für die eingeschränkten Installationsbewilli-
gungen, die nachfolgend in Erinnerung gerufen werden. 

Gemäss Art. 12 Abs. 1 NIV kann das 
Eidgenössische Starkstrominspektorat 
ESTI eingeschränkte Installationsbewil-
ligungen erteilen für innerbetriebliche 
Installationsarbeiten (Art. 13), für Instal-
lationsarbeiten an besonderen Anlagen 
(Art. 14) sowie für den Anschluss von 
elektrischen Erzeugnissen (Anschlussbe-
willigung; Art. 15). Die eingeschränkten 
Installationsbewilligungen legen fest: 
Den Bewilligungsinhaber; die Person, 
welche die für die Erteilung der Bewilli-
gung verlangten Fachkenntnisse besitzt; 
ferner Art und Umfang der bewilligten 
Installationsarbeiten und das Kontrollor-
gan (vgl. Art. 17 Abs. 2 NIV). In Bewilli-
gungen für innerbetriebliche Installati-
onsarbeiten wird überdies die akkredi-
tierte Inspektionsstelle festgelegt, welche 
die fachliche Betreuung nach Artikel 13 
Absatz 4 sicherstellt (Art. 17 Abs. 3 NIV). 

Bewilligungsinhaber
Inhaber der Bewilligung ist ein Be-

trieb, der zur Ausführung der Installati-
onsarbeiten Betriebsangehörige einsetzt, 
welche die von der Verordnung verlang-
ten Fachkenntnisse besitzen. Letztere 
sind in den Art. 13 Abs. 1, 14 Abs. 1 so-
wie 15 Abs. 1 und 3 NIV definiert. 

Als Betriebsangehörige gelten Perso-
nen, die der Bewilligungsinhaber fest an-
gestellt hat, welche also mit diesem in 
einem Arbeitsverhältnis nach Art. 319 ff. 
des Obligationenrechts (SR 220) stehen. 
Im Weiteren gelten auch Personen als Be-
triebsangehörige, die der Bewilligungsin-
haber von einem Temporärunternehmen 
ausleiht. Solche Unternehmen, deren 
Hauptzweck das Zurverfügungstellen 
von Personal ist, werden auch Personal-
verleiher genannt. Diese müssen grund-
sätzlich eine Betriebsbewilligung des zu-
ständigen kantonalen Arbeitsamts haben 
(vgl. Art. 12 Abs. 1 des Bundesgesetzes 
über die Arbeitsvermittlung und den Per-
sonalverleih [AVG; SR 823.11]). Ausser-

dem muss der Personalverleiher mit dem 
Einsatzbetrieb (Betrieb des Inhabers der 
eingeschränkten Installationsbewilli-
gung) einen schriftlichen Vertrag (Verleih-
vertrag) abschliessen (vgl. Art. 22 AVG). 

Bewilligungsträger
Die in der eingeschränkten Installati-

onsbewilligung aufgeführte Person wird 
als Bewilligungsträger bezeichnet. Nur 
diese Person ist berechtigt, die in der Be-
willigung festgelegten Installationsarbei-
ten auszuführen. Die Bewilligung ist nicht 
übertragbar (vgl. Art. 18 Abs. 1 NIV). 

Beschäftigt ein Betrieb mehrere Perso-
nen, die Arbeiten ausführen, für welche 
eine eingeschränkte Installationsbewilli-
gung erforderlich ist, so muss der Betrieb 
für jede dieser Personen eine entspre-
chende Bewilligung besitzen. 

Wer Installationsarbeiten ausführt, 
ohne Bewilligungsträger zu sein, erfüllt 
den Straftatbestand des Installierens 
ohne Bewilligung gemäss Art. 42 Bst. a 
NIV. Das Gleiche gilt für den Verantwort-
lichen des Betriebs, der es vorsätzlich 
oder fahrlässig in Verletzung einer 
Rechtspflicht unterlässt, die Widerhand-
lung des Untergebenen abzuwenden oder 
in ihren Wirkungen aufzuheben (vgl. Art. 
6 Abs. 2 des Bundesgesetzes über das Ver-
waltungsstrafrecht; SR 313.0). 

Sachlicher Geltungsbereich
Die Bewilligung für innerbetriebliche 

Installationsarbeiten erlaubt die Arbeiten 
gemäss Art. 13 Abs. 2 NIV. Die An-
schlussbewilligung berechtigt zum An-
schliessen und Auswechseln von fest 
angeschlossenen elektrischen Erzeugnis-
sen (vgl. Art. 15 Abs. 2 NIV). Die Bewil-
ligung für Installationsarbeiten an beson-
deren Anlagen berechtigt zu den in ihr 
aufgeführten Arbeiten (vgl. Art. 14 Abs. 
2 NIV). Hierbei muss es sich um Arbei-
ten handeln, deren Erstellung, Instand-
stellung oder Änderung spezielle Kennt-

nisse erfordert (z.B. Hebe- und Förderan-
lagen, Fotovoltaikanlagen, Alarmanla-
gen, Leuchtschriften, Schiffe). Für 
Installationsarbeiten, welche dieses Kri-
terium nicht erfüllen, kann keine Bewil-
ligung nach Art. 14 NIV erteilt werden. 

Örtlicher Geltungsbereich
Die Bewilligung für Installationsarbei-

ten an besonderen Anlagen und die An-
schlussbewilligung gelten für die ganze 
Schweiz. Die Bewilligung für innerbe-
triebliche Installationsarbeiten gilt für 
den in der Bewilligung aufgeführten An-
lagenbestand. 

Kontrollorgan und 
Kontrollperiode
Der Bewilligungsinhaber kann das 

Kontrollorgan, das in der Bewilligung 
aufgeführt ist, selber bestimmen. Er kann 
zwischen einer (privaten) akkreditierten 
Inspektionsstelle und dem ESTI wählen 
(vgl. Art. 32 Abs. 2 Bst. b und Abs. 3 
NIV). Trifft der Bewilligungsinhaber dies-
bezüglich keinen Entscheid, ist das ESTI 
Kontrollorgan. Die Aufgabe des Kont-
rollorgans besteht darin, die vom Inha-
ber einer eingeschränkten Installations-
bewilligung erstellten, geänderten oder in 
Stand gestellten elektrischen Installatio-
nen periodisch zu kontrollieren. Der Um-
fang der Kontrolle liegt im Ermessen des 
Kontrollorgans. In der Regel werden die 
Arbeiten des Bewilligungsinhabers stich-
probenweise überprüft. Auf diese Weise 
wird festgestellt, ob die in der einge-
schränkten Installationsbewilligung auf-
geführte Person nach wie vor die erfor-
derliche Qualifikation besitzt, um ihre 
Tätigkeit korrekt ausüben zu können. 

Die Kontrollperiode beträgt ein Jahr 
bei Inhabern einer Bewilligung nach Art. 
13 NIV bzw. fünf Jahre bei Inhabern ei-
ner Bewilligung nach Art. 14 oder 15 
NIV (vgl. Ziff. 1 Bst. a Nr. 8 und Bst. b 
Nr. 4 Anhang NIV). Im Anschluss daran 
unterliegen die vom Bewilligungsinhaber 
erstellten, geänderten oder in Stand ge-
stellten Installationen der gleichen Kon-
trollperiode wie die übrigen elektrischen 
Installationen des betreffenden Objekts. 

Keine Kumulierung
Die Bewilligung für Installationsarbei-

ten an besonderen Anlagen und die An-
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schlussbewilligung können nicht kumu-
liert werden (vgl. Art. 12 Abs. 2 NIV). 
Dies gilt sowohl für den Betrieb wie auch 
für den Bewilligungsträger. Mit anderen 
Worten: Ein Betrieb kann nicht Inhaber 
einer Bewilligung nach Art. 14 und einer 
solchen nach Art. 15 NIV sein, und ein 
Betriebsangehöriger kann nicht gleich-
zeitig Träger dieser zwei Bewilligungen 
sein. Der Zweck dieser Regelung besteht 
darin, zu verhindern, dass ein Unterneh-
men mit eingeschränkten Installationsbe-
willigungen Arbeiten ausführt, für die 
eine allgemeine Installationsbewilligung 
für Betriebe nach Art. 9 NIV notwendig 
ist. 

Erlöschen
Verlässt bei eingeschränkten Installati-

onsbewilligungen die Person, welche die 

für die Erteilung der Bewilligung verlang-
ten Fachkenntnisse besitzt, den Betrieb, 
so erlischt die Installationsbewilligung für 
diesen Betrieb (vgl. Art. 18 Abs. 2 NIV).

Änderung und Widerruf
Der Bewilligungsinhaber muss dem 

ESTI innert zwei Wochen jede Tatsache 
melden, die eine Änderung der Installa-
tionsbewilligung erfordert (Art. 19 Abs. 1 
NIV). Solche Tatsachen können sein: 
Ausscheiden der Person, die in der einge-
schränkten Installationsbewilligung auf-
geführt ist; Adressänderung; Änderung 
des Firmennamens. 

Die Installationsbewilligung wird wi-
derrufen, wenn die Voraussetzungen für 
die Erteilung nicht mehr erfüllt sind; au-
sserdem, wenn der Bewilligungsinhaber 
oder sein Personal trotz Mahnung in 

schwerwiegender Weise gegen diese Ver-
ordnung verstösst (Art. 19 Abs. 2 NIV).

Das ESTI kann den Widerruf einer 
Installationsbewilligung öffentlich be-
kannt geben (Art. 19 Abs. 3 NIV).
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